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Begleitschreiben 
Verwaltungsrates an den Bundesrat zum Berichte der Generaldirektion,
14,April 1927, übe� die ausserordent�ichen Leistungen und Lasten, . 
den Bundesbahnen wahrend und nach den Kriegsjahren auferlegt wurden.

Bern, den 

An das eidgenössische Post- & �isenbahndepartement 
zuhanden des Bundesrates . 

Hochgeachteter Herr Bundesrat! 

I. Vorbemerkungen.

April 1927 . 

Auf Wunsch der nationalrätlichen Bundesbahnkozm:nission haben Sie die 
Generaldirektion der Bundesbahnen im Dezember letzten Jahres eingeladen, 
Ihnen Bericht zu erstatten über den Urnfans und den Wert·der Leistungen und 
Opfer, die den Eundesbahnen in ihrer Eigenschaft als Staatsbahn in der Kriegs­
und Nachkriegszeit im Interesse der öffentlichen Wohlfahrt auferlegt vvurden. 
1n Anbetracht der grossen Tragweite dieser Angelegenheit ersuchte die General­
direktion unsere Behörde, zu ihr ebenfalls Stellung zu nehmen .. Sie übermi ttel­
te uns deshalb am l.März d.J. ihren ersten Entwurf zum Berichte, worauf dann 
in der Sitzung vom 8.März eine erste Aussprache über diesen Gegenst�d statt­
fand. Diese führte zum Ergebni�, dass der Verw�ltungsrat den· Bericht_.der Ge-

..,._-ne:r:a-ld-i.l:ekti-0-n-endgiil-·Ug...-e�s mit-de�V��age-der-Rechnungen für das� Jahr-1�26-
werde behandeln können, weil eine Prüfung der Ausführungen und Berechnungen 
der Generaldirektion durch die Rechnungsprüfungskommission unseres Rates als 
angezeigt erschien. Mit Schreiben vom 9.März haben wir Sie deshalb ersucht, 
die Zustellung des Berichtes der Generaldirektion an die Mitslieder der natio­
nalrätlichen 3undesbahnkoimnission bis zum Eingang unserer Vernehmlassung ver-
schieben zu wollen. ,,u.u.1, 1.d,;,,.-J 

· Der Ver.valtungsrat hat sich in seiner heutigen Sitzung ifir't den Ausführun­
gen der Generaldirektion in ihrem Berichte befasst und schliesst sich ihren 
Feststellungen an. Es ist offenkundig, dass die darin aufgeführten ausseror­
dentlichen Leistungen und Opfer in hohem Masse auf den Haushalt der Bundes­
bahnen drücken. Sie sind mitschuld an den hohen Fehlbeträgen in den ersten 
Nachkriegsjahren und sie.haben auch dfe Rechnungsabschlüsse der letzten Jahre 
sehr ungünstig beeinflusst. 

Die dauernden 1Iehrlasten, die die von der Generaldirektion zusammenge­
stellten ausserortle�t ichen Leistungen und Opfer für die Bundesbahnen zur Folge 
haben, hätten .ulalfci" ls-täna-en von ihnen noch getragen werden können, wenn der 
Wettbewerb der Automobile nicht in so einschneidender Weise eingesetzt hätte. 
Der Rückfall in eine Der'izitperiode, wie es das Ergebnis des Jahres 1926 be­
fürchten lüsst, wäre jedoch für das ganze Land von unberechenbarem Schadeb. 
Die Frage der Wiedergutmachung der ausserordentlichen Schäden durch den Bund 
muss deshalb auch im höheren nationalen Interesse zur Diskussion gestellt wer­
den. 

II. Mutmassliche Entwicklung der Finanzlage der Bundesbahnen in den
nächsten Jahren. 

In der Beurteilung der finanziellen Aussichten der Bundesbahnen für einen 
längeren Zeitraum bildet die Entwicklung der Verkehrseinnahmen den unsichersten 
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Faktor. Wir lassen nachstehend eine Zusammenstellung folgen, aus der die Ent­
vricklung der Verkehrsmengen, der Verkehrseinnahmen .und der Einnahmen fi,ir die 
·Verkehrseinheiten zu ersehe·n ist.

Verkehrsmengen und Verkehrseinnahmen der SBB in den Jahren 
1923-1926. 

Personenverkehr 
Anzahl Reisende 
Personenkilometer 
Einnahmen 
Durchschnittl. Einnahmen 

pro Reisenden Fr. 
Durchschnittl. Einnahmen 

pro Personenkilometer Rp. 
' 

C 
' 

1923 1 1924 i 1925 
86 777 657! 96 486 306! 101 827 814 

1 964 472 220,2 218 984 096! 2 380 711 303 
127 163 f61 '132 450 5011 139 564 246 

; 
1,47 

6,47 

1,37 

· 1 5 97 l , l .• . ' . ' 
·� : i 

1,37 

5,86 

_j -

1926 
102 993 140 

- *

137 397 163 

1,33 

- *

1.6. 498 873 
- *

Güt.erverkehr 
Anzahl Tonl'.len 
Tonnenkilometer 
Einnahmen. 
Durchschnittl. Einnahmen

14 354 220,: .. 1·6 21.a·· .3:söl · .. .16 123 009
l 152 764 387 �. 770 315.392jl .741 669 911.

203 420 226: 229 718 643! 203 771 ?10 / 197 235 309 

pro, Tonne Fr. 
Durchschnittl. Einnahmen, 

pro Tonnenkilometer Rp. 

Gepäck- & Tierverkehr 

14,17 

17,65 

' 

' 

14,·n 

12,98 

12,64 

11, 70 

Anzahl Tonnen 305 139: 320 851 i 313 621 
Tonnenkilometer 18 43_9-..fil31.�- l __ §__���)=-�-l9. -:Ql_M61� 
Einnahmen. --- -�T,'5ff3-T€6'i - 19 022 633/ 18 563 165 i 
Einnahmen. pro. To,nne Fr. 57, 62 1 59, 29 59, 19 

' 

11 11 Tonnen.km Rp. 95,35 95,83 97,62 

* Für das Jahr 1926 liegen die statistisc.hen Angaben noch nicht vor.

11,95 

- *

305 843 
.. .,2,,29 1°39 
17 823 102 

58 ,28
97,77 

Soweit· die Transportmengen in Betracht fallen, ist in den letzten vier 
Jahren eine fast ununterbrochene Steigerung festzustellen, so dass das Jahr 
1926 als Rekordjahr zu bezeichnen ist, indem seit dem Bestande der Bundes­
bahnen alle bisherigen Verkehrsziffern sowohl im Personen- als im Güterverkehr 
übertroffen wurden. Mit dieser erfreulichen Entwicklung der Verkehrsmengen 
halten aber die Verkehrseinnahmen nicht Schritt. Beim Personenverkehr sind die 
Ausfälle auf die Abwanderung in die unteren Klassen sowie auf die Wiederein­
führung und Ausdehnung der Retourbillette zurückzuführen. Beim Güterverkehr 
ist die durcpschnittliche Einnahme sowohl pro Gü�e�tonpe als pro Gütertonnen­
kilometer ständig zurückgegangen. In der Hauptsacne steht· diese Erscheinung 
mit den in den letzten Jahren durchgeführten Taxermässigungen im Zusammenhang. 
Bekanntlich wurden mit Wirkung vom 1.Januar 1925 an die Tax�n für Entfernungen 
über 150 km ermä.ssigt. Im Verlaufe des. Jahres 1926 wur,den die Bergzuschläge im . 
Güterverkehr abgeschafft, wodurch für das Jahr 1926 ein· Ausfall von rund 2 Mil· 
lionen Franken entstanden ist. Zu besondern Taxermissigungen gaben.dann na­
mentlich die Konkurrenzverhältnisse gegenüber ausländischen Eahnstrecken und 
gegenüber den inländischen Automobiltransporten Anlass. 

Wie �ich die folgenden Jahre gestalten werden, kann nicht vora:usgesagt
werden. Mit der fortschreitenden Stabilisierung der Valuten darf vielleicht 
ein allmäh.lich�r R�ckgang der wegen des ausländischen Wettbewerbes zu gewäh­
renden Taxvergunst1gungen erwartet werden. Allein dieser Gewinn wird sehr 
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wahrsche�nlich durch die stets noch zunehmende Lastwagenkonkurrenz wettge­
macht. �ie Erfahrungen der nächsten Monate werden zeigen, welche weitem 
Opfer die Bundesbahnen durch besondere Taxvergünstigungen für die vom Auto­
m�bil bedr�hten Gütersendungen werd;en bringen müssen und in welchem Umfange
di�se Ausfalle durch_Mehrver�ehr werden ausgeglichen werden können. Optimi­
stische Hoffnungen wird man Jedoch in die künftige Vennehru.ng der Verkehrs­
einnahmen nicht setzen dürfen. 

Die Schätzung der voraussichtlichen Mehr- und Minderausgaben lässt sich 
mit grösserer Sicherheit anstellen. Gegenüber dem Jahre 1926 ist mit folgen­
den Mehrausgaben zu rechnen. Vom Jahre 1927 an wird der Bei trac der Vezwal­
tung an die Versicherungskasse schon auf Grund der bisherigen Statuten um 
ein weiteres Prozent der Versicherungssumme steigen (11 %), Die dauernde 
Mehrausgabe aus dieser Verpflichtung wird ungefähr 1 1 7 Millionen Franken be­
tragen. Im Jahre 1927 wird ausserdem eine Mehrbelastung von rund 1, 7 Millio­
nen Franken eintreten, weil fünf Monatsbetreffnisse der G�h..al_t_serhöhungen in 
die Pensionskasse einbezahlt werden müssen. Zur teilweisen Sa.nierU}lg der 
Pe.nsions- und Hilfskasse sollen auf Grund des von der General<;l.ir�ktion aus­
gearbeiteten. Entwurfes zu einer Statutenrevision die Beiträge der Verwaltung 
upd der Versicherten um l % erhöht werden. Voraussichtlich wird sich hieraus 
für die VE;l:rwal tung eine weitere jährliche Mehrbelastung von-rund Fr.iOO 000· 
·ergeben. Das Jahr 1927 wird gegenüber 1926 eine weitere Erhöhung der Ausga­
ben von rund 3 Millionen Franken bringen, weil am l.April 1927 die gesetz-
lichen Gehaltserhöhungen und die Beförderungen fällig ge�orden sind. Wie 
sich das neue Besoldungsgesetz finanziell für die Bundesbahnen auswirken 
wird, lässt sich zurzeit noch nicht mit Bestimmtheit.· voraussehen. Allliil� 
&iel'eet ·'\1/enn es bei den Beschlüssen des. Ständerates u.ber die· festen l3E3soldun-

.._ - e--rr-un-d Zu.'tä:gen u:na-oei ·cren is erigen'.Jhri.reihungen der Stellen bliebe, wür-·.
de für die Jahre 1928-1931 zusammen immer noch eine/i'n:ehrausgabe von rundfaJ'fi'l,o-Jt;,u;,f,,�� 
5, 4 Millionen Franken entstehety. Inwieweit allfällige Mehrausgaben durch ei-
ne Verlängerung der Arbeitszeit werden ausgeglichen werden können, kann heute 
noch nicht beurteilt werden. · (i(t,v ,,:.,wuY\,�,l dw

Weitere Mehrlasten werden entstehen für dirs JT�r:;iR.s�g und Tilgung so­
wie• für die Einlagen in den Erneuerungsfonds infolge Neubauten und Bestellung 
von Lokomotiven und Wagen, auch wenn die Bauvorans.chläge der· nächsten Jahre 
sehr stark eingeschränkt werden. 

Die höheren Kapitallasten infolge der Elektrifizierung werden ausgegli­
chen werden durch Ersparnisse an Personal und Brennmaterialien. 

Der Personalbestand wird infolge der Elektrifizierung und anderer Ratio­
nal-;i.sierungsmassnahmen in den nächsten Jahren weiter zurückg�hen

.: .:Pi.e __ Gene­
raldirektion glaubt, bei gleichbleibendem Verkehr innerhalb_ der __ nä����en fünf
Jahre einen Personalabbau von rund' 1900 ·iaann ·durcliführen zu können. Dieser 
Abbau soll in de:r>-·Ha.uptsache ermöglicht wercien"äu.rc:fi'ä.ie�Einführung der elek­
trischen Zu.gförderung�-namentlich des Einmannsystems, durch die Ratiorialisie­
�g der Werkstätten und durch die Ersparnisse auf Grund der Untersuchungen 
der verschiedenen Sparkommissionen. Ob sich diese �rsparnisse ganz oder nur 
teilweise werden verwirklichen lassen, hängt jedoc� auch von der weitem 
Entwicklung der Verkehrsleistill\gen und der Ordnung .der Arbeitszeit ab. Die 
geplante Einführung der durchgehenden Güterzugsbremse kann für die nächsten 
Jahre noch nicht als Ersparnisquelle eingestellt werden, weil durch das Zu­
sammenwirken verschiedener Abbaufaktoren zu gleicher Zeit der Abbau der Hand­
bremser, d,h. ihre anderweitige Verwendung ohnehin auf gewisse Schwierigkei­
ten·stossen wird. Auch ist zu beachten, dass die Ersparnisse in den ersten 
Jahren durch die Einbau.kosten in starkem Masse werden beeinträchtigt werden. 

Nach den Berechnungen der Versicherungsmathematiker, die zur Untersu-

fUf'IIK= j/ /Jlför:: 4,r, A130 = P;G) ,1r;J1,,�1 v((d(,�H-1-v ,F,/h,lu'>'Vj 
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h d V hä·1t Pen· 81· onskasse e1·_ngela.den worden waren, wirdc un� er er nisse unserer 
das Anwachsen des versiche.rungstechnischen Fehlbetrages der Pe�sions- und 
Hilfskasse durch die beabsi'chtißte Statutenrevision nur zum Te� l a1:fgehalten
·werden. Zur vollständigen Stabilisierung dieses Fehlbetrages wa.re ihres Er­
achtens noch eine jährliche Mehrleistung von 11 I.iillionen Franke� erforder-
lich. Die Generaldirektion hofft jedoch, diesen Betrag durch geeignete 1fass­
nahmen noch herabsetzen zu können. 

III. Schlussfolgerungen.

Die vorstehenden Betrachtungen geben somit nicht dazu An�ass_,_ di� künf­
tige Entwicklung der Einnahmep. _und Ausgaben der Bundes:tia.hnen in gunst 1gem 
Lichte erscheinen zu lassen. Soweit sich die Dinge im h'eutigen Zeitpunkte 
beurteilen lassen, ist weniß A�ssicht vorhanden, dass es den Bundesbahnen 
möglich sein wird, aus eigener Kraft die ihnen aufgebürdeten aus serordentli­
chen Last_en zu. tragen undlden Ausgleich in ihrem �i�anzhaus��� te zu finden. 
· b l!liirde ·eino Rüokvergütung der a:ussorordontlichen l,Qistu.ngen imd I.a.st@n-

.ihgeJ el:mt 0'1.Qr nur il:1: 1:il,}q,go�ügondem 1.1a.sso goloi stet, .eo wärQ in .A:n-0ctraoht 
der no;r:a:u1HiiGhtlieh:on Feh:Theträge-H}-Qoe; allgemei­
n@n T.i.:x:�ba,, nicbt .:;,;u d.onk;oi::i. Unter Um&tän'1.en wUrao man·sogar in diQ Zwa.ng..s..­
lago·goraten, die Erhöhung der Taxen für die Massengüter ernstlich in Erwägung 

/j„1,/ant,,ri...-- � ziehen{ was volkswirtschaftlich allerdings sehr zu bedauern wäre. Gewisse 
Mehreinnahmen könnten vielleicht noch durch die Erhöhung der Personentaxen 
erreicht werden. Allein auch beim Personenverkehr sfnd der Taxbildung durch 
den zunehmenden Wettbewerb der Automobile und durch die Interessen unseres 
Fremdenverkehrs gewisse obere.Grenzen gesetzt , die mit aller.Vorsicht zu er-

-mitteln sind. Wie abe_r im gegenwärtigen Z_ei tp-µn�t�-d�-�-�-E�un�'}t�r· Personen,.

taxen im VolkEr au.fgene_mmen'"'wü'l:•de0
; bz:-a,ucnen wfr· nfohT naher auszuführen. 

Die Höhe.der Personalausgaben wi�d, soweit die Ansätze in Frage kommen, 
' · · dur�_h .. ,d�s Parlal'.!1ent bestimmt. Die Verwa' itungsorga.ne haben. �uf diesen wichtig­

sten Teil· der Betriebsausg'aben nur ir.tsofern eine Einwirkung,· �ls sie den Per­
sonalbestand stetsfort.den Bedürfnissen anzupassen haben. Der von der General­
direktion in Aussicht genömmene weitere Abbau von rund 1900 Mann innerhalb 
fünf Jahr�n ·ze-igt-,- da.�is ... ei·n zielbewusster Sparwille bei dieser Behörde vorhan­
den ist. Durch eine Verlängerung der Arbeitszeit während der konnnenden kriti-

11
,sehen Jahte könnte der Personalabbau bei mehreren Kategorien allerdings noch 

weite·r gefördert _werden . \ In Anbetracht dieser Verhältnisse wird es, wenn nicht eine ganz unerwar- \ 
tete Verkehrszunahme ei!1tritt , trotz aller Anstrengungen der 0!'.gane der Bundes- 1 
bahnverwaltung nicht möglich sein, das Gleichgewicht herbeizuf'ühren.fohao äoo� : 
ae:r We:i:t JOI ausserordentlichen Leistungen in den Kriegs- und Nachkriegs jahren 

, den Bündesb�:bn'iln. ;x:iiglwergütE!t ane. a:MftH die Zinsenlast der Bundesbahnen • jähr-
H �liCfr um einen j;.,"'t,,.�p90be'f¼aer/ Betrag herabgemindert„W"!Tt!. Für di� Wiedergut­

machung der Schäden, die die Bundesbah�en bei Erfüllung·vorr allgemeinen, nicht 
in ihren Pflichte_nkreis gehörenden Staatsaufgaben erlitten haben, hat die 
Oeffentlichkeit �m al�gemei�en grosses Verständnis ge�eig:. In einem �rossen 

I. ol.ta''f(,,wf.(,.Q Teil der Presse i st die Ansicht ;festzustellen, dass die Rückvergütungidieser "" 
Lasten und Verluste durch den Bund nur ein Gebot der Billigkeit wäre. Die da­
bei auftretenden Bedenken beziehen sich mehr auf die Art der Deckung dieser 
Leistungen durch den Bund, Ohne zu dieser wichtigen Finanzfrage Stellung nehmen 
zu wollen, gestatten wir uns immerhin darauf hinzuweisen, dass der Bund mit 
der fortschreitenden Verschräfung der Automobilkonkurrenz immer grösser� finan­
zielle Vorteile aus der Verzollung der Automobile und des Benzins zieht, wäh­
rend die Finanzlage der Bundesbahnen sich gleichzeitig zusehends verschlech-

/fa;-'j'' . ,,,,,w, tltw4' ,l� '§W.4M j.,,,{," • .!!.. f ,w._ �-� ,.; lo/ d,,,,,
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1g ussic t vorhanden, dass es den Bundesbahnen 
möglich sein wird, aus eigener Kraft die ihnen aufgebürdeten ausserordentli­

L,-ttNtdU<J chen Lasten zu tragen undlden Ausgleich in ihrem Finanzhausha� te zu finden. 
· b Wiirde eine Rüqkvergütung der .au.sserordontlichen Leistungen Dnd 1astell-'­

.ihgeJ el::Jnt oder :i:1:i..r in 1:mg0ffiig0J1:d0m Masse geleistet, so \lcäre in Anbetracht 
a er Jto;ranssig};itliohon :Pehlboträ:� in e.on-�ene.en Jahr--eR .in oii.&B allgemei­
ne:r:i 'I'axal;lba.:u. nicht zu. G.enken Unter Umständen „ri.ird0 mall sogar in d.i 0 Zw�­
lage ·geraton, die Erhöhung der _Taxen für die Massengüter ernstlich in Erwägung 

/ji1.,fa11tn.-- '1!'lT ziehen{ was volkswirtschaftlich a,llerdings sehr zu bedauern wäre. Gewisse 
Mehreinnahmen könnten vielleicht noch durch die Erhö_hung der Personentaxen 
erreicht werden. Allein auch beim Personenverkehr sind der Taxbildung durch 
den zunehmenden Wettbewerb der_- Automobile und_ durch die Interessen unseres 
Fremdenverkehrs gewisse obere Grenzen gesetzt, die mit aller.Vorsicht zu er-

- rni tteln sind. Wie aber im ge&enwärtigen Z_ei tpunkte die .Erhöh4ng' a:er· Personen­
taxen ir.i Volk� aufge�o.mmen-wül"de, brauchenwir nfcht�-nä.lie

r

-"a.us-z\ifilllren. -
Die Höh� der Personalausgaben wird� soweit die Ansätze in Frage kormnen, 

-.-• durch.das Parlament bestirnmt. Die Verwaltungsorgane haben.�uf.diesen wichtig­
sten Teil der Betriebsausgaben nur insofern eine Einw_irkung, · als sie den Per­
sonalbestand stetsfort,den Bedürfnissen anzupassen haben. Der von der General­
direktion in Aussicht tenommene weitere Abbau von rund 1900 Mann innerhalb 
fünf Jahren ·ze-igt�- a.i�i"s „ei·n zielbewusster Sparwille bei dieser Behörde vorhan­
den ist. Durch eine Verlängerung der Arbeitszeit während der konnnenden kriti­
schen Jahre könnte der Personalabbau bei mehreren Kategorien allerdings noch 
weiter gefördert.werden. 

In Anbetracht dieser Verhältnisse wird es, wenn nicht eine ganz unerwar­
tete V-erkehrszunahme eintritt, trotz aller .Anstrengungen der O�gane der Bundes­
bahnverwaltung nicht möglich sein, das Gleichgewicht herbeizuführen,fonBo äa&� 
�e!E' Weit deI ausserordentlichen Leistungen in den Kriegs- und Nachkriegsjahren 
a en Toind esb.il:mQ� rtickverg1itot ul'le. e.l'.l:fflri.t die Zinsenlast der Bundesbalmen - jähr-

'-/ p/..d�lich uin einen f..-R.t,,�;pe�� Betrag herabgemindert„W"i::'.rn. Für di� Wiedergut­
machung der Schäden, die die Bundesbah�en bei Erfüllung von allgemeinen, nicht 
in ihren.Pflichtenkreis gehörenden Staatsaufgaben erlitten haben, hat die 
Oeffentlichkei t im allgemeinen grosses Verständnis ge·zeigt. In ein�m �rossen 

( au,"l(<W/.l<J Teil der Presse ist die Ansicht festzustellen, dass 'die Rückvergütung{dieser 
Lasten und Verluste durch den Bund nur ein Gebot der Billigkeit wäre. Die da­
bei auftretenden Bedenken beziehen sich mehr auf die Art der Dec�g dieser 
Leistungen durch den Bund. Ohne zu dieser wichtigen Finanzfrag'? Stellung nehmen 
zu wollen, gestatten wir uns immerhin darauf hinzuweisen, dass der Bund mit 
der fortschreitenden Verschräfung der Automobilkonkurren� immer grössere finan­
zielle Vorteile aus der Verzollung der Automobile und des Benzins.zieht; wäh­
rend die Finanzlage der Bundesbahnen sich gleichzeitig zusehends verschlech-

/ . ' (/, ' ' 
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tert. Während im Jahre 1913 die Einnahmen aus den Automobilzöllen (Automobile 
und Benzin) nur rund Fr.424 000 betragen haben, sind sie im Jahre 1926 auf 
rund 26, 8 Millionen Franken angestiegen. Die Automobilisierung der Schweiz 
ist somit für die Bundeskasse zu einer sehr einträglichen Finanzquelle gewor­
den, während sie gleichzeitig den Haushalt der Bundesbahnen in steigendem 
Masse beeinträchtigt. Bei dieser Sachlage sollte es möglich sein, einen Aus­
gleich der für Bund und Bundesbahnen entgegengesetzten Folgen dieser Verkehrs­
umwälzung zu finden, so gut wie vor Jahrzehntep beim Aufkommen der Eisenbahnen 
die dadurch finanziell gefährdeten Postanstalten durch das neue Verkehrsmittel 
gestützt werden mussten, indem die Eisenbahnen vom Staate zur unentgeltlichen 
:Beförderung der regalpflichtigen Postsachen verpflichtet v,u.rden. 

Die Generaldirektion hat in ihrem Berichte auch ausgeführt, in welcheo 
weitgehenden Masse fremde Staaten ihre Staats- oder Privatbahnen für die wäh­
rend und nach den Kriegsjahren erlittenen Verluste entschädigt haben. Es 
scheint/," dass der Bund seiner Bahn zum mindesten in gleichem Umfange Rückver­
gütungen leisten dürfte, wie es beispielsweise in England der Staat gegenüber 
den dortigen Privatbahnen getan hat. Die vom englischen Staate den Privatbah­
nen geleistete Entschädigung beträgt, bezogen auf die Betriebslänge der Bundes­
bahnen von 2927 lon, rund 385 Millionen Franken. In England haben jedoch die 
Eisenbahnen nicht so ausserordentliche Sonderleistungen für den Staat aufzu­
weisen, wie es bei den schweizerischen Bundesbahnen namentlich für die Kohlen­
verbilligungsaktion, für die Landesversorgung durch Beschaffung von Güterwagen 
und für die Beschaffung von Arbeitsgelegenheiten durch die Elektrifizierung 
der Fall ist. 

Eine weitere Schlussfolgerung, die wir aus dem Berichte de� _C..Emeraldirek­
tion ziehen müssen, bezieht sich auf e-re-- Schutz- und Verhütungsmassnahmen für 
die·Zukunft. Es sollten �Q&timte Garantien dafür geschaffen werden, dass je-
es-:,;rar,- wenn er Bund-die -Bünd-esbahnen- mit. Au.flagen.-belastet, die politischen 

Zwecken dienen und die für die nach kaufmännischen Grundsätzen zu verwaltenden 
und zu betreibenden Bundesbahnen aller Voraussicht nach mit erheblichen Ver­
lusten verbunden sein werden, die Bundesbahnen zum Ausgleich solcher Verluste 
besonders entschädigt werden. Die Grundlage �iQfii/bieten die gesetzlich ver­
ankerten Grundsätze der finanziellen Autonomie sowie der kaufmännischen Verwal-
tung der Bundesbahnen. --1 -fwv �u,muß,ffl/1.� 

Im Anhang zu diesem Schreiben gestatten wir uns, an verschiedene Aeusse­
rungen zu erinnern, die im Schosse des früheren und gegenwärtigen Verwaltungs­
rates gegenüber der Belastung der Bundesbahnen mit bahnfremden Aufgaben und 
Leistungen gefallen sind. Es geht daraus mit aller Deutlichkeit hervor, dass 
gegen die Belastung der Bundesbahnrechnungen mit Ausgaben, für die eigentlich 
die Bundeskasse hätte aufkommen sollen, von den für die finanzielle Gebarung 
der B�ndesbahnen mitverantwortlichen Verwaltungsräten je und je angekiimpft 
worden ist. Man wird deshalb dem obersten Organ der Bundesbahnverwaltung nicht 
vorhalten können, dass es sich nicht rechtzeitig für die Abwälzung der Kosten 
von allgemeinen staatspolitischen Leistungen verwendet hätte. Dass in den Jah­
ren 1923-1925, die für die Bundesbahnen mit Ueberschüssen abschlossen, während 
sie für den Bund Fehlbeträge brachten, diese Ansprüche nicht geltend gemacht 
werden konnten, dürfte jedermann verständlich sein. 

Wir schliessen unsere Ausführungen mit dem Wunsche, dass der hohe "Bundes-
rat und die eidgen. Räte mit allem Wohlwollen für die Bundesbahnen an die Prü­
fung dieser Wiedergutmachungsfrage herantreten. Bezüglich cter Fo11J -ä-e-ty!fück- -1�� u­

ers 1; a,t �g er :1:: a::ab en· wi""l."-b:t,s noch dax auf ai:.ef.tteT�?:::"9:,&lq.�, Q.a& s ..,e&n.&;i.� in 
��9Wl<���.e,jnaoa0.8il;i,ieh�tra11 an'z'lirege'ft';"' L .u,,.Vf. 
�Gm-da.s..s...w�&i•g,l"?'-e- "R'l'l"""ie;;:i:�-iol'Bml"�ptJrlllt1"'ö1f""tlenken":' 

Genehmigen Sie, hochgeachteter Herr Bundesrat, die Versicherung unserer 
ausgezeichneten Hochachtung. 

� . � <t1!!��· � �; ,, 'a,� ;.tat 
Anhang.�h-, � ,u-,� 

Im Namen des Verwaltungsrates 
der schweizerischen Bundesbahnen, 

4-.�Der Präsident: Der Sekretär: 
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